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Plangenehmigung 

gemäß § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG
 

für das Vorhaben
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- Plangenehmigung gemäß § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben "Neubau eines elektronischen
 
Stellwerks im Bf Weilheim, Bahnstrecken 5504, 5450 und 5370“, Gz.: 65140-611ppe/039-2015#010,
 

vom 23.03.2016 ­

Auf Antrag der DB Netz AG, Anlagenplanung Regionalnetze Süd (Vorhabenträger), 

erlässt das Eisenbahn-Bundesamt nach § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG fol­

gende 

Plangenehmigung: 

A. Verfügender Teil 

A.1 Genehmigung des Plans 

Der Plan für den Neubau des elektronischen Stellwerks Weilheim, Bahnstrecke 

München Hbf – Mittenwald (5504) km 46,924 bis 59,344; Bahnstrecke Weilheim – 

Peißenberg (5450) , km 0,0 bis 8,433 sowie Bahnstrecke Mering – Weilheim (5370), 

km 53,300 bis km 54,58, wird genehmigt. 

A.2 Planunterlagen 

Der Plan besteht aus 1 Planordner mit 9 Anlagen 

Anlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung 

1 Erläuterungsbericht und Abkürzungsverzeichnis vom 
03.03.2015, letzte Fassung vom 08.03.2016 (15 Seiten) 

2 
2.1 

2.2 

Übersichtspläne 
Übersicht geplanter Stellbereich ESTW-Z Weilheim, Str. 
5504, o.M. v. 21.05.2015 
Übersicht geplanter Steuerbereich ESTW-Z Weilheim, Str. 
5504, o.M. v. 21.05.2015 

Zur Infor­
mation 

3 Bauwerksverzeichnis vom 08.03.2016 (2 Seiten inkl. Deck­
blatt) 

Zur Infor­
mation 

4 
4.1 

Bestehender Zustand der Anlagen 
Fotodokumentation 

Zur Infor­
mation 

5 
5.1 

Genehmigungsplanung 
Kabeltrassenpläne, Lageplan M = 1:1000, v. 21.05.2015 
--Strecke 5504, km 46,663 – 47,202 
--Strecke 5504, km 47,202 – 47,628 
--Strecke 5504, km 47,628 – 48,098 
--Strecke 5504, km 48,098 -. 48,580 
--Strecke 5504, km 48,580 – 49,422 
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- Plangenehmigung gemäß § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben "Neubau eines elektronischen
 
Stellwerks im Bf Weilheim, Bahnstrecken 5504, 5450 und 5370“, Gz.: 65140-611ppe/039-2015#010,
 

vom 23.03.2016 ­

--Strecke 5504, km 49,422 – 49,937 
--Strecke 5504, km 49,937 – 50,434 
--Strecke 5504, km 50,434 – 51,117 
--Strecke 5504, km 51,117 – 51,599 
--Strecke 5504, km 51,599 – 52,094 
--Strecke 5504, km 52,094 – 52,970 
Kabeltrassenplan, M = 1:1000, vom 19.10.2015, Strecke 
5504, km 52,970 - 53,874; Strecke 5450, km 0,300 - 0,427 
Kabeltrassenplan, M = 1:1000, vom 21.05.2015, Strecke 
5504, km 53,874 – 54,769; Strecke 5450, km 0,427 – 1,269 
--Strecke 5504, km 54,796 – 55,659 
--Strecke 5504, km 55,659 – 56,559 
--Strecke 5504, km 56,559 – 57,455 
--Strecke 5504, km 57,455 – 57,961 
--Strecke 5504, km 57,961 – 58,854 
--Strecke 5504, km 58,854 – 59,726 
Kabeltrassenpläne, Lageplan M = 1:1000, v. 21.05.2015 
--Strecke 5450, km 1,269 – 2,089 
--Strecke 5450, km 2,089 – 2,976 
--Strecke 5450, km 2,976 – 3,442 
--Strecke 5450, km 3,442 – 4,297 
--Strecke 5450, km 4,297 – 5,146 
--Strecke 5450, km 5,146 – 5,630 
--Strecke 5450, km 5,630 – 6,509 
--Strecke 5450, km 6,509 – 7,319 
--Strecke 5450, km 7,319 – 8,131 
--Strecke 5450, km 8,131 – 8,585 

5.2 Lageplan M = 1:250, Standort ESTW Modulgebäude, Stre­
cke 5504, km 53,520, vom 08.03.2016 (1. Änderung) 

5.3 Grundriss und Ansicht Modulgebäude, o.M., v. 29.10.2015, Zur Informa-
Strecke 5504, km 53,520 (Änderung) tion 

6 Grunderwerb entfällt 
7 Lageplan Baustelleneinrichtungsflächen 

7.1 Lageplan M = 1:1000, Strecke 5504, km 48,823 – 49,265, 
v. 21.05.2015 . 

7.2 Lageplan M = 1:1000, Strecke 5504, km 53,288 – 53,874; 
Strecke 5450, km 0,160 – 0,427, v. 21.05.2015 

7.3 Lageplan M = 1:1000, Strecke 5504, km 56,918 – 57,312, 
v. 21.05.2015 

8 Baugrundgutachten ESTW Modulstandort - Geotechnischer 
Bericht v. 23.09.2014 

9 Landschaftspflegerischer Begleitplan 
9.1 Erläuterungsbericht v. 29.10.2015 mit Maßnahmenblättern 
9.2 Bestands- und Konfliktplan Karte 1, M = 1:5000/1000/500, 

vom 29.10.2015, Blatt 1 und 2 
Maßnahmenplan Karte 2, M = 1:5000/1000/500, vom 
29.10.2015, Blatt 1 und 2, Blatt 3 M = 1:1000 

9.3 Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung, vom 29.10.2015 
9.4.1 Dokumentation der FFH-Verträglichkeitseinschätzung 

(FFH-VA), Gebiet 8331-301 
94.2 Dokumentation der FFH-Verträglichkeitseinschätzung 

(FFH-VA), Gebiet 8133-302 
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- Plangenehmigung gemäß § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben "Neubau eines elektronischen
 
Stellwerks im Bf Weilheim, Bahnstrecken 5504, 5450 und 5370“, Gz.: 65140-611ppe/039-2015#010,
 

vom 23.03.2016 ­

A.3 Besondere Entscheidungen 

A.3.1 Wasserrechtliche Erlaubnis 

Dem Vorhabenträger wird eine beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis zum Auf­

stauen, Absenken und Umleiten von Grundwasser und Schichtenwasser durch 

Wasserhaltung während der Bauzeit gemäß §§ 8 Abs. 1 und 9 Abs. 2 Nr. 1 WHG 

i.V.m. § 10 WHG und Art. 15 BayWG.
 

Die Erlaubnis wird gemäß Art. 15 BayWG als beschränkte Erlaubnis erteilt, weil die
 

Benutzung des Gewässers nur vorübergehend während der Bauzeit erforderlich ist.
 

A.3.2 Konzentrationswirkung 

Durch die Plangenehmigung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der 

notwendigen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm 

berührten öffentlichen Belange festgestellt; neben der Plangenehmigung sind ande­

re behördliche Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, 

Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen 

nicht erforderlich (§ 18 AEG in Verbindung mit § 75 Abs. 1 Verwaltungsverfahrens­

gesetz (VwVfG)). 

A.4 Nebenbestimmungen und Hinweise 

A.4.1 Unterrichtungspflichten: 

Die Zeitpunkte des Baubeginns und der Fertigstellung sind dem Eisenbahn-Bundes­

amt, Außenstelle München und den betroffenen Landratsämtern und Gemeinden 

frühzeitig schriftlich anzuzeigen. 

A.4.2 VV BAU und VV BAU-STE: 

Die Regelungen der Verwaltungsvorschrift für die Bauaufsicht über Signal-, 

Telekommunikations- und elektrotechnische Anlagen (VV BAU-STE) in der aktuel­

len Fassung und der Verwaltungsvorschrift über die Bauaufsicht im Ingenieurbau, 

Oberbau und Hochbau (VV Bau) in der aktuellen Fassung sind zu beachten. 
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- Plangenehmigung gemäß § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben "Neubau eines elektronischen
 
Stellwerks im Bf Weilheim, Bahnstrecken 5504, 5450 und 5370“, Gz.: 65140-611ppe/039-2015#010,
 

vom 23.03.2016 ­

Beim Eisenbahn-Bundesamt sind die hiernach erforderlichen Anzeigen einzureichen 

und die notwendigen Anträge zu stellen. 

A.4.3 EG Prüfverfahren: 

Bei den durch die baulichen Maßnahmen betroffenen Bahnstrecken handelt es sich 

um keine Bestandteile des transeuropäischen Netzes (TEN-Strecke). Eine Inbe­

triebnahmegenehmigung gem. §§ 6, 9 TEIV ist für das Vorhaben nicht erforderlich. 

Ein EG-Prüfverfahren ist für die bauliche Maßnahme nicht durchzuführen. 

A.4.4 Abweichungen von Regelwerken 

Abweichungen von den Regelwerken der DB AG sind gemäß den Planunterlagen 

nicht vorgesehen. 

A.4.5 Weitere Nebenbestimmungen, Auflagen und Hinweise 

A.4.5.1 Allgemein/Straßen und Wege 

Bei der Ausführung der Maßnahme sind die am Bau Beteiligten in ihrem Wirkungs­

kreis verantwortlich für die Einhaltung der anerkannten Regeln der Bautechnik, der 

DIN-Vorschriften, der öffentlich-rechtlichen Vorschriften sowie der aufgrund dieser 

Vorschriften erlassenen Anordnungen. 

Während der Baumaßnahme sind die Baustelle und Baustelleneinrichtung in einem 

betriebssicheren Zustand zu halten. 

Notwendige Sperrungen oder Einschränkungen auf öffentlichen Straßen sowie die 

sich hieraus ergebenden Belange der Verkehrssicherung im Baustellenbereich sind 

rechtzeitig vor Baubeginn mit dem Träger der Straßenbaulast sowie der örtlich und 

sachlich zuständigen Straßenverkehrsbehörde, abzustimmen. Die erforderliche 

straßenverkehrsrechtliche Anordnung ist rechtzeitig vor Baubeginn zu erwirken. 

Das Durchfahren von Wohngebieten muss auf das absolut notwendige Maß be­

grenzt werden, falls es sich nicht verhindern lässt. 
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- Plangenehmigung gemäß § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben "Neubau eines elektronischen
 
Stellwerks im Bf Weilheim, Bahnstrecken 5504, 5450 und 5370“, Gz.: 65140-611ppe/039-2015#010,
 

vom 23.03.2016 ­

Die für das Bauvorhaben genutzten Straße und Wege sind nach den Bauarbeiten 

wieder in den ursprünglichen Zustand zu versetzen. Verschmutzungen der Fahrwe­

ge nach Verlassen der Baustelle sind zu vermeiden bzw. nach Beendigung der 

Baumaßnahme wieder zu reinigen. 

A.4.5.2 Bodenschutz und Abfallwirtschaft/Altlasten 

Allgemein: 

Zur Behandlung von altlastverdächtigen Flächen wird auf die Bundes-Bodenschutz­

und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12.07.1999, hingewiesen. 

Die einschlägigen Vorschriften zum Bodenschutz (DIN 18915) sind zu beachten und 

einzuhalten. 

Abfallmaterial und durch Klassifizierung abgetrennte Materialien sind – soweit diese 

entsprechend den Grundsätzen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) nicht wie­

derverwendet werden können zu verwerten oder ordnungsgemäß und schadlos zu 

beseitigen. Die Endlagerung von Abfällen hat auf Mülldeponien oder anderen ge­

eigneten Endlagerplätzen zu erfolgen. 

Abfallrecht: 

Sämtliche Verwertungsmaßnahmen von Aushubmaterialien sind an den Anforde­

rungen der Mitteilungen der Länderarbeitsgemeinschaft der TR LAGA M 20, zu ori­

entieren, die Probenahme von Haufwerken hat sich an den Vorgaben des Merkblat­

tes der LAGA PN 98 zu orientieren. 

Die Aushubarbeiten sind fachtechnisch zu begleiten. Das Aushubmaterial ist nach 

dem jeweiligen Belastungsgrad zu separieren und wieder zu verwerten. 

Bei der Entsorgung von gefährlichen Abfällen ist die Nachweisverordnung (NachwV) 

zu beachten. 

Die Entsorgung ist durch Begleit-/Übernahmescheine zu dokumentieren. 
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- Plangenehmigung gemäß § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben "Neubau eines elektronischen
 
Stellwerks im Bf Weilheim, Bahnstrecken 5504, 5450 und 5370“, Gz.: 65140-611ppe/039-2015#010,
 

vom 23.03.2016 ­

Bei Arbeiten im Bereich von Altablagerungen sind „die Richtlinien für Arbeiten in 

kontaminierten Bereichen“ der TBG sowie die „Technischen Regeln für Gefahrstoffe 

TRGS 524“ zu beachten. 

Baumaschinen und Baugeräte sind gegen Öl- und Treibstoffverluste zu sichern. 

Ggf. anfallender Ausbauasphalt ist gemäß den Vorgaben des LfU-Merkblattes Nr. 

3.4/1 „Wasserwirtschaftliche Beurteilung der Lagerung, Aufbereitung und Verwer­

tung von bituminösem Straßenaufbruch“ vom 20.03.2001 zu verwerten bzw. zu ent­

sorgen. Betonbruch ist einer zugelassenen Recyclinganlage zuzuführen. 

Auszuhebender Gleisschotter ist entsprechend dem Merkblatt Nr. 3.4/2 „Entsorgung 

von Gleisschotter“ des Bay. Landesamtes für Umwelt (vom Juli 2007) zu untersu­

chen und zu entsorgen. 

Altlasten: 

Verwertungs- und Entsorgungsmaßnahmen von Bodenaushub und Bauschutt sind 

nach der Vorlage der Ergebnisse der Aushub- und Rückbauüberwachung den zu­

ständigen Landratsämtern mind. eine Woche vorher mitzuteilen. 

Die Aushubarbeiten in kontaminationsverdächtigen Bereichen sind vor Ort von ei­

nem fachkundigen Berater zu überwachen. Ein verantwortlicher Ansprechpartner 

aus der Bauleitung ist zu benennen. 

Die Zwischenlagerung von verunreinigten Materialien vor Ort ist so zu gestalten, 

dass eine Schadstoffverfrachtung durch Staubverwehungen oder Niederschlags­

wasser nicht zu besorgen ist (Befeuchten, Abdecken der Halden mit Planen). 

Sollten im Rahmen der Baumaßnahme Altlasten oder schädliche Bodenverände­

rungen festgestellt werden, ist das zuständige Landratsamt unverzüglich einzubin­

den (Mitteilungspflicht gem. Art. 1 BayBodSchG). Es ist dafür Sorge zu tragen, dass 

verunreinigtes Bodenmaterial ordnungsgemäß separiert, untersucht und je nach Be­

lastung ordnungsgemäß und gegen Nachweis entsorgt wird. 
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- Plangenehmigung gemäß § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben "Neubau eines elektronischen
 
Stellwerks im Bf Weilheim, Bahnstrecken 5504, 5450 und 5370“, Gz.: 65140-611ppe/039-2015#010,
 

vom 23.03.2016 ­

Der Aushub ist z. B. in dichten Containern mit Abdeckung zwischenzulagern bzw. 

die Aushubmaßnahme ist zu unterbrechen bis der Entsorgungsweg des Materials 

geklärt ist. 

A.4.5.3 Wasserwirtschaft/Grundwasser 

Allgemein: 

Gefährdungen des Grundwassers im Zuge des Baubetriebes sind auszuschließen. 

Es ist darauf zu achten, dass keine schädlichen Substanzen in das Grundwasser 

gelangen. 

Die Lagerung von Maschinen, Gerätschaften und Aushub hat möglichst außerhalb 

des gesicherten Überschwemmungsgebietes der Ammer zu erfolgen. Eine Lage­

rung wassergefährdender Stoffe ist nicht zulässig. 

Bei Maßnahmen im, für die Trinkwasserversorgung der Gemeinde Wielenbach aus­

gewiesenen, Wasserschutzgebiet sind die Vorgaben der Schutzgebietsverordnung 

vom 15.10.2007 zu beachten bzw. ggf. eine Befreiung von diesen Vorgaben zu be­

antragen. 

Die Regelungen des DWA Merkblattes M 153 sowie des DWA Arbeitsblattes A 138 

sind zu berücksichtigen. 

Die Entwässerung der Stellplätze und Dachfläche des Modulgebäudes erfolgen in 

Versickerungsmulden. 

--Die Versickerungsanlagen sind grundsätzlich gemäß der aktuellen Ausgabe des 

DWA-Arbeitsblatt A 138 zu bemessen, auszubilden, zu betreiben und zu unterhal­

ten. 

--Die Anforderungen an das erlaubnisfreie schadlose Versickern von gesammeltem 

Niederschlagswasser der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) 

und der dazugehörigen technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von ge­

sammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser – TRENGW – sind einzu­

halten. Insbesondere sind auch die dort für entsprechende Flächen vorgesehenen 

Vorreinigungsmaßnahmen (siehe Tabelle 1 TRENGW, Oberbodenschicht bewach-
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- Plangenehmigung gemäß § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben "Neubau eines elektronischen
 
Stellwerks im Bf Weilheim, Bahnstrecken 5504, 5450 und 5370“, Gz.: 65140-611ppe/039-2015#010,
 

vom 23.03.2016 ­

sen und mind. 20 cm mächtig; Mindestgröße der ausgewiesenen Versickerungs­

fläche oder Versickerungsmulde nicht kleiner als 1/15 der angeschlossenen befes­

tigten Fläche) zu beachten und einzuhalten. 

--Die Versickerung des Niederschlagswassers muss generell so erfolgen, dass 

Schäden für Dritte ausgeschlossen sind und es nicht zu wild abfließenden Wasser 

oder Vernässungen auf Grundstücken Dritter kommt. 

A.4.5.4 Landschafts-/Naturschutz: 

Allgemein: 

Bei Arbeiten im Zusammenhang mit den baulichen Maßnahmen sind möglichst 

landschaftsschonend durchzuführen und insbesondere Beeinträchtigungen im Um­

griff gesetzlich geschützter Biotope zu vermeiden. 

Nach Beendigung sind die Eingriffsflächen zu renaturieren und der Boden dem 

Ausgangszustand entsprechend zu reprofilieren. 

Gehölz- und Rückschnittarbeiten sind nur außerhalb der Vogelbrutzeit in der Zeit 

von Oktober bis Ende Februar zulässig. 

Zur Vermeidung von Bodenverdichtungen sind geeignete Bodenmatten für die Er­

richtung der Zufahrtswege BE-Flächen einzusetzen. 

Zum Schutz der Vegetationsbestände sind die Vorschriften nach DIN 18915, DIN 

18916 und DIN 18920 zu beachten. 

Der „landschaftspflegerische Begleitplan vom 20.10.2015 mit den dazugehörigen 

Maßnahmenblättern, dem Bestands- und Konfliktplan sowie Maßnahmenplan, ist 

Bestandteil der Planunterlagen, zu beachten. Die aufgeführten Maßnahmen zur 

Vermeidung, Wiederherstellung und Ausgleich der Beeinträchtigungen sind umzu­

setzen. 

Die vollständige und fachgerechte Umsetzung der Landschaftspflegerischen Be­

gleitplanung einschließlich der notwendigen Maßnahmen zur Vermeidung, Wieder­

herstellung und Ausgleich sind der Unteren Naturschutzbehörde nachzuweisen. 
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Stellwerks im Bf Weilheim, Bahnstrecken 5504, 5450 und 5370“, Gz.: 65140-611ppe/039-2015#010,
 

vom 23.03.2016 ­

Bei der Wiederherstellung der beeinträchtigten Flächen und der Ausgleichsmaß­

nahmen ist insbesondere autochthones Pflanzengut (standortheimische Pflanzen)
 

zu verwenden.
 

Die Ausgleichsflächen sind auf Dauer zu erhalten und mindestens 25 Jahre zu pfle­

gen.
 

Artenschutz:
 

Hinsichtlich des Artenschutzes, sind insbesondere die artenschutzrechtlichen Rege­

lungen der §§ 44 ff BNatSchG zu beachten.
 

Bahnanlagen, insbesondere Bahndämme und der Gleisbereich stellen insgesamt
 

potentielle Lebensräume und Vernetzungslinien für Reptilien (z.B. Eidechsenarten)
 

dar. Hierauf ist bei der Durchführung der Maßnahmen besonderes Augenmerk zu
 

richten.
 

Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung vom 20.10.2015 ist Bestandteil der
 

Planunterlagen und als solche zu beachten und umzusetzen.
 

Planung und Herstellung der Artenschutzmaßnahmen sind von einer naturschutz­

fachlich kundigen Person zu begleiten.
 

Eine ökologische Baubetreuung ist durchzuführen.
 

Der Beginn der Bauarbeiten ist der Unteren Naturschutzbehörde anzuzeigen.
 

A.4.5.5 Denkmalschutz: 

Im Falle von archäologischen Befunden/Funde während der Baumaßnahmen, ist 

dies dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege bzw. der Unteren Denkmal­

schutzbehörde unverzüglich zu melden (Art. 8 Abs. 1 BayDSchG). 

Im Bereich des Untersuchungsraums zu der Baumaßnahme sind nachfolgende Bo­

dendenkmäler vorhanden: 

--D-1-8132-0074 Körpergräber vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung 

--D-1-8132-0087 Grabhügel mit Bestattungen der Bronzezeit und der Hallstattzeit 
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- Plangenehmigung gemäß § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben "Neubau eines elektronischen
 
Stellwerks im Bf Weilheim, Bahnstrecken 5504, 5450 und 5370“, Gz.: 65140-611ppe/039-2015#010,
 

vom 23.03.2016 ­

Vor Durchführung der Baumaßnahme hat der Vorhabenträger Kontakt mit der Unte­

ren Denkmalschutzbehörde beim Landratsamt Weilheim-Schongau aufzunehmen. 

A.4.5.6 Kampfmittel: 

Aufgrund der Vorbelastung des Bahnhofareals von Weilheim hat der Vorhabenträ­

ger vor Beginn der Baumaßnahme Kontakt mit dem Sprengkommando München 

Süd aufzunehmen. 

A.4.5.7 Immissionen: 

Die Einhaltung der für die Baustellen geltenden Richtlinien und Vorschriften bezüg­

lich Schall, Staub, Wasserhaltung und Schutz von angrenzenden Flächen ist durch 

spezielle Baustellenkontrollen sicherzustellen. 

Bei der Durchführung der erforderlichen Bauarbeiten wird auf die Pflicht zur Einhal­

tung der Immissionsrichtwerte der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz 

gegen Baulärm – Geräuschimmissionen – vom 19.08.1970 (BAnz. Nr. 160 vom 

01.09.1970) verwiesen. 

Hinsichtlich der Benutzung der Geräte und Maschinen bei der Baudurchführung wird 

auf die entsprechenden Vorschriften der Geräte- und Maschinenlärmschutzverord­

nung – 32. Bundesimmissionsschutzverordnung (BImSchV) hingewiesen. 

Baulärm: 

Die Baustellen sind so zu betreiben, dass Geräusche weitgehend verhindert wer­

den. 

Die Einhaltung der für die Baustellen geltenden Richtlinien und Vorschriften insbe­

sondere bzgl. Lärm, Erschütterung, Staub, Wasserreinhaltung und Schutz von an­

grenzenden Flächen hat der Vorhabenträger durch spezielle Baustellenkontrollen 

sicherzustellen. 

Zur Abwicklung eines möglichst geräuscharmen Baustellenbetriebes sind lärmarme 

Baumaschinen und Bauverfahren einzusetzen, die hinsichtlich Schall- und Erschüt­

terungsemissionen dem Stand der Technik entsprechen. 
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Stellwerks im Bf Weilheim, Bahnstrecken 5504, 5450 und 5370“, Gz.: 65140-611ppe/039-2015#010,
 

vom 23.03.2016 ­

Lärm- und/oder erschütterungsintensive Bauarbeiten sind im Bereich angrenzender
 

Wohnbebauung grundsätzlich tagsüber durchzuführen.
 

Rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten sind diese ortsüblich bekannt zu geben.
 

In einzelnen stark belasteten Wohnbereichen sind die betroffenen Anwohner per­

sönlich über Art und Umfang der Bauarbeiten zu informieren.
 

Lärm- und/oder erschütterungsintensive Bauarbeiten in der Nacht sowie an Sonn­

und Feiertagen sind auf das betrieblich unumgängliche Maß zu beschränken.
 

Bei den Arbeiten während der Nachtzeit sind diese im Voraus bei der zuständigen
 

Gemeinde und der örtlichen Polizei sowie den betroffenen Anwohnern anzuzeigen.
 

Die Anzeige soll dabei folgende Angaben beinhalten:


 Bauort (km-Angabe „von ... bis ...“),


 Dauer der Arbeiten,


 Art der Arbeiten,


 zum Einsatz kommende lärmintensive Maschinen und Geräte mit Angabe
 

der jeweiligen Emissionspegel,

 Bauleiter mit Telefonnummer sowie

 ggf. die geplanten Maßnahmen zum Schutz der Anwohner. 

Die Notwendigkeit etwaiger erforderlicher Nacht- bzw. Sonn- und Feiertagsarbeiten 

ist in der vorgenannten Anzeige nachvollziehbar zu begründen. 

Die Betroffenen sind in diesem Fall umfassend über die Baumaßnahmen, die Bau­

verfahren und die Dauer der zu erwartenden Lärmeinwirkungen aus dem Baubetrieb 

zu informieren. Als Nachtzeit gilt der Zeitraum zwischen 20 Uhr und 7 Uhr. 

Sofern für Baumaßnahmen an Sonn- und Feiertagen eine Befreiung nach dem Bay­

erischen Gesetz über den Schutz der Sonn- und Feiertage (Feiertagsgesetz 

– FTG) erforderlich sein sollte, ist diese bei der zuständigen Gemeinde einzuholen. 

Ein Immissionsschutzbeauftragter (anerkannter Sachverständiger für Schall- und 

Erschütterungsfragen) ist zu benennen, der Ansprechpartner bei Beschwerden ist 

und die Überwachung der Baustelle schall- und erschütterungstechnisch überwacht. 
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vom 23.03.2016 ­

Notwendige Minderungsmaßnahmen zum Schutz der Nachbarschaft sind durch den
 

Immissionsschutzbeauftragten zu benennen und durchzuführen.
 

Als geeignete baubetriebliche Maßnahmen zur Minderungen und Begrenzung der
 

Belästigungen seien genannt:
 

1. Positionierung der Baumaschinen, die an festen Standorten betrieben werden, 

möglichst weit entfernt von schutzbedürftigen Wohngebäuden. 

2. Verwendung geräuscharmer Maschinen und Bauverfahren. 

3. Beschränkungen der Betriebszeit soweit möglich, mit Umsetzung von Pausen 

sowie Einhaltung von Ruhezeiten etc. 

4. Überwachung des Baulärms. 

5. Information der Anwohner und Aufklärung der Betroffenen über die 

Unvermeidbarkeit von Erschütterungen und deren Wirkung auf die Gebäude 

infolge der Maßnahmen. 

6. Bewertung der Maßnahmen durch messtechnische Begleitung der Baumaßnah­

me an festgelegten Standorten zur Dokumentation der Lärmeinwirkungen auf 

die Nachbarschaft. 

A.4.5.8 Leitungen/Kabel: 

Vor Beginn der Arbeiten ist mit den Leitungsträgern der im Baubereich befindlichen 

Leitungen und Kabel bezüglich Lage und Abgleichung Kontakt aufzunehmen, um 

zur Vermeidung von Sachschäden, ggf. Maßnahmen zur Sicherung bzw. Verlegung 

der Leitungen und Kabel festzulegen. 

A.4.5.9 Hinweise: 

Baustelleneinrichtungsflächen 

Die Baustelleneinrichtungs- bzw. Zwischenlagerflächen können über vorhandene 

Wege bzw. auf dem Schienenweg erreicht werden. Dies gilt auch für die Anlieferung 

der Neubaustoffe und –materialien sowie den Abtransport von Ausbaustoffen. .Auf 

der freien Strecke für den Kabeltiefbau ist der Schienenweg vorgesehen. Auch in 

den Bahnhöfen wird schienengebunden gearbeitet. 

Die Lage der Baustelleneinrichtungsflächen sind der Anlage 7 der Planunterlagen 

zu entnehmen. 
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- Plangenehmigung gemäß § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben "Neubau eines elektronischen
 
Stellwerks im Bf Weilheim, Bahnstrecken 5504, 5450 und 5370“, Gz.: 65140-611ppe/039-2015#010,
 

vom 23.03.2016 ­

Für die Baustelleneinrichtungsflächen im Bf Weilheim, Bf Wilzhofen und Polling hat 

die DB Immobilien Ihre Zustimmung erteilt (vgl. E-Mail vom 02.04.2015 und vom 

16.04.2015). 

Die Zufahrten zu den BE-Flächen im Bf Wilzhofen bzw. Bf Polling erfolgen über die 

Bahnhofsallee bzw. Bahnhofstraße. Die Zufahrt zur Baustelleneinrichtungsfläche im 

Bf Weilheim erfolgt über die dortige Bahnhofstraße. 

Für die Baustelleneinrichtung wird kein Fremdgrund in Anspruch genommen. 

Grundinanspruchnahme 

Weder vorübergehende noch dauerhafte Grundinanspruchnahmen von Dritten sind 

für die Baumaßnahme erforderlich. 

Geotechnischer Bericht 

Zur Beurteilung u.a. der örtlichen Bodenverhältnisse zur Gründung des Bauwerks, 

Untersuchung des anfallenden Aushub- und Abbruchmaterials sowie der hydrogeo­

logischen Verhältnisse wurde für den ESTW-Modulstandort ein Baugrundgutachten 

erstellt und den Planunterlagen beigefügt. 

A.5 Entscheidung über Einwendungen, Forderungen, Hinweise und Anträge 

Einwendungen von privat Betroffenen und sonstiger Einwender wurden nicht vorge­

bracht. Die Stellungnahmen von beteiligten Behörden und Stellen mit deren geäu-­

ßerten Forderungen und Hinweisen wurden berücksichtigt soweit sich diese nicht im 

Rahmen des Verfahrens erledigt haben. 

A.6 Kosten: 

Die Kosten dieses Bescheides trägt der Vorhabenträger. Die Höhe der Kosten wird 

in einem gesonderten Bescheid festgesetzt. 
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B. Begründung 

B.1.1 Gegenstand der Planung und Vorhaben 

a) Gegenstand 

Gegenstand des Vorhabens ist der Neubau eines elektronischen Stellwerks (ESTW) 

im Bahnhof(Bf) Weilheim. In diesem Zusammenhang soll das derzeitige ESTW-

Z(zentral) in ein ESTW-A(ausgelagerte Stellwerkseinheit) umgewandelt und die 2 

Bedienplätze nach Weilheim verlegt werden. 

Der Maßnahmenumfang erstreckt sich auf die signaltechnische Erneuerung der 

Außen- und Innenanlagen für die Strecke 5504 auf den Bf Weilheim sowie auf die 

vom Bf Weilheim aus ferngestellten (unbesetzten), benachbarten Betriebsstellen 

Bf Wilzhofen und Bf Polling. 

Zum Planungsbereich gehören die Abschnitte der Bahnstrecke 5504 (München Hbf 

nach Mittenwald), km 46,924 bis km 59,344, der Bahnstrecke 5450 (Weilheim nach 

Peißenberg), km 0,0 bis 8,433 sowie Bahnstrecke 5370 (Mering nach Weilheim), km 

53,300 bis 54,58. In diesen Bereichen werden bauliche Maßnahmen (Tief- und 

Hochbau) durchgeführt. 

b) Vorhaben 

Neben dem Neubau eines Modulgebäudes des elektronischen Stellwerks (ESTW-Z) 

im Bf Weilheim sollen zur Anbindung der neuen Signalanlagen Kabeltiefbaumaß­

nahmen erfolgen. 

Weiterhin erfolgt mit dem Neubau des ESTW-Z Weilheim eine signaltechnische Er­

neuerung der im zukünftigen Stellbereich liegenden Bahnhöfe Wilzhofen, Weilheim 

und Polling. Die Bahnhöfe Wilzhofen und Polling sollen aus dem ESTW-Z fernge­

stellt werden. 

Das ESTW-Z soll künftig im Endausbau die gesamte Strecke 5504 von Wilzhofen 

bis Mittenwald (Grenze) sowie die Strecke 5451 von Murnau nach Oberammergau 

steuern. 

Zu den vorhandenen Nachbarbetriebsstellen sollen die notwendigen Anpassungs­

maßnahmen durchgeführt werden. Nicht mehr benötigte Signalanlagen sollen zu­

rückgebaut und fachgerecht entsorgt werden. 
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Der Umfang der in Zusammenhang mit dem Vorhaben durchzuführenden Maßnah­

men ist dem Erläuterungsbericht, Bauwerksverzeichnis sowie den Genehmigungs­

plänen zu entnehmen. 

1.2 Verfahren 

Die DB Netz AG, Anlagenplanung Regionalnetze Süd, hat mit Schreiben
 

22.05.2015, Az.: I.NVR-S-A und beigefügtem Antrag vom 22.05.2015, eine pla­

nungsrechtliche Zulassungsentscheidung nach § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG
 

für das Vorhaben beantragt.
 

Der Antrag ist am 27.05.2015 beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle München,
 

eingegangen.
 

Gemäß Schreiben des Eisenbahn-Bundesamtes mit E-Mail vom 24.06..2015, waren
 

die eingereichten Planunterlagen zu ändern bzw. zu ergänzen.
 

Mit Schreiben der DB Netz AG Anlagenplanung Regionalnetz Süd vom 29.10.2015
 

wurden die Planunterlagen in ergänzter Form erneut vorgelegt.
 

Beteiligt am Verfahren wurden, insbesondere aufgrund der Errichtung des Modulge­

bäudes (ESTW-Z Weilheim), die Stadt Weilheim, das Landratsamt Weilheim-


Schongau sowie das Wasserwirtschaftsamt Weilheim mit Schreiben vom
 

05.01.2016, Az. 65140-611ppe/039-2015#010.
 

Alle TöBs haben zu dem Vorhaben eine Stellungnahme abgegeben.
 

Gemäß beigefügten Stellungnahmen der in deren Aufgabenbereich berührten Trä­

ger öffentlicher Belange, konnte mit diesen das Benehmen unter Berücksichtigung
 

deren Auflagenvorschlägen und Hinweise hergestellt werden.
 

Mit Verfahrensleitender Verfügung vom 05.01.2016, Az. 65140-611ppe/039­

2015#010, hat das Eisenbahn-Bundesamt festgestellt, dass für das gegenständliche
 

Vorhaben keine Verpflichtung auf Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung
 

besteht (§§ 3a, 3c Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)).
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B.2 Verfahrensrechtliche Bewertung 

B.2.1 Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für die vorliegende planungsrechtliche Entscheidung ist § 18 All­

gemeines Eisenbahngesetz (AEG). Betriebsanlagen der Eisenbahn einschließlich 

der Bahnstromfernleitungen dürfen nur gebaut oder geändert werden, wenn der 

Plan zuvor festgestellt worden ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorha­

ben berührten öffentlichen und privaten Belange einschließlich der Umweltverträg­

lichkeit im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen. 

An Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses (§ 18 AEG) kann gemäß § 18 AEG 

i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG eine Plangenehmigung erteilt werden, wenn 

1. andere öffentliche Belang nicht berührt sind oder die erforderlichen behördlichen 

Entscheidungen vorliegen und sie dem Plan nicht entgegenstehen, und 

2. Rechte anderer nicht beeinflusst werden oder mit den vom Plan Betroffenen ent­

sprechende Vereinbarungen getroffen worden sind und 

3. nicht andere Rechtsvorschriften eine Öffentlichkeitsbeteiligung vorschreiben, die 

den Anforderungen des § 73 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 bis 7 entsprechen muss. 

Planfeststellung und Plangenehmigung können gem. § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 7 

VwVfG entfallen bei Änderungen und Erweiterungen von unwesentlicher Bedeu­

tung. 

Gründe für eine planungsrechtliche Entscheidung nach § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 

VwVfG: 

Eine Entscheidung gemäß § 18 AEG (Planfeststellung) konnte unterbleiben, da das 

Benehmen mit den von der baulichen Maßnahme betroffenen Trägern öffentlicher 

Belange hergestellt werden konnte. 

Das Benehmen ist der Weise herzustellen, dass den von dem Vorhaben in deren 

Aufgabenbereich berührten Trägern öffentlicher Belange von der Plangenehmi­

gungsbehörde Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wird und über deren Ein-
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wände, Bedenken und Anregungen im Rahmen einer Abwägung in der Plangeneh­

migung entschieden wird. 

Die Rechte anderer (Dritter), insbesondere Eigentumsrechte z.B. für Grund­

inanspruchnahmen, werden durch die bauliche Maßnahme nicht berührt. 

Andere Rechtsvorschriften, die eine Öffentlichkeitsbeteiligung vorschreiben, die den 

Anforderungen des § 73 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 bis 7 entsprechen muss, liegen 

nicht vor. 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung i.S.d. Gesetz über die Umweltverträglichkeits­

prüfung (UVPG) war nicht durchzuführen. 

Eine Entscheidung gem. § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 7 VwVfG war nicht möglich, da 

hier öffentliche Belange berührt waren und dem Vorhabenträger Auflagen und Hin­

weise in den Nebenbestimmungen dieser planungsrechtlichen Entscheidung aufzu­

erlegen waren. Desweiteren war eine wasserrechtliche Erlaubnis für eine mögliche 

Wasserhaltung während der Bauzeit zu erteilen, die im Rahmen der Konzentrati­

onswirkung der planungsrechtlichen Entscheidung gemäß § 18 AEG i.V.m. § 74 

Abs. 6 VwVfG erfolgt. 

B.2.2 Zuständigkeit 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist für den Erlass einer planungsrechtlichen Entschei­

dung nach § 18 AEG, hier einer Plangenehmigung nach § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 

6 VwVfG betreffend Betriebsanlagen von Eisenbahnen des Bundes zuständig (§ 3 

Abs. 1 Satz 1 Ziffer 1 und Abs. 2 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwal­

tung des Bundes - BEVVG). Das Vorhaben bezieht sich auf Betriebsanlagen der DB 

Netz AG. 

B.3 Umweltverträglichkeit 

B.3.1 Umweltverträglichkeitsprüfung 

Nach §§ 3a ff. Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) sind die dort 

in Bezug genommenen Vorhaben einem sog. Screening-Verfahren (einer Vorprü­

fung des Einzelfalles, ob zur Genehmigung des Vorhabens eine Umweltverträglich­

keitsprüfung durchzuführen ist) zu unterziehen. 
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Das antragsgegenständliche Verfahren betrifft den Bau von sonstigen Betriebsanla­

gen von Eisenbahnen im Sinne von Nr. 14.8 der Anlage 1 zum UVPG. Daher war 

eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c Abs. 1 Satz 1 UVPG durch­

zuführen. 

Zur Überprüfung der Umweltauswirkungen des Vorhabens, d.h. ob aufgrund der 

baulichen Maßnahmen sich erhebliche Beeinträchtigungen für die in § 2 UVPG auf­

gezählten Schutzgüter 

1. Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen, 

2. Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 

3. Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

sowie 

4. die Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern, 

ergeben könnten, wurde das Vorhaben gemäß dem Umweltverträglichkeitsgesetz 

(UVPG) nach §§ 3a i.V.m. 3b bis 3f UVPG einem Screening-Verfahren (Einzelfall­

prüfung nach § 3c UVPG) unterzogen. 

Das Eisenbahn-Bundesamt hat festgestellt, dass von dem Vorhaben keine erhebli­

chen nachteiligen Umweltauswirkungen ausgehen, so dass eine Verpflichtung zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht. 

Bei einer Plangenehmigung gem. § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG ist keine 

Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltver­

träglichkeitsprüfung durchzuführen, jedoch sind auch bei der gegenständlichen 

Maßnahme die Belange der Umwelt zu beachten. 

Umweltrelevante Belange werden durch das Vorhaben während der Bauzeit berührt 

und führen jedoch zu keinen dauerhaften Beeinträchtigungen. 

Gemäß Erläuterungsbericht der Planunterlagen ergeben sich baubedingte Beein­

trächtigungen durch Baulärm, Erschütterungen und temporäre Flächeninanspruch­

nahme. 

Weiterhin entstehen anlagebedingte Wirkungen durch die Baumaßnahme aufgrund 

dauerhafter Flächeninanspruchnahme. 

Betriebsbedingte Wirkungen aus Lärmimmissionen und Erschütterungen z.B. durch 

bauliche Eingriffe im Sinne der 16. BImSchV, sind nicht zu erwarten. 
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Baubedingte Wirkungen: 

Im Rahmen der Baudurchführung sind insbesondere Einwirkungen auf das Schutz­

gut Mensch durch Immissionen aus Staub und Baulärm möglich. 

Die Einhaltung der für die Baustellen geltenden Richtlinien und Vorschriften bezüg­

lich Schall, Staub, Wasserhaltung und Schutz von angrenzenden Flächen ist durch 

spezielle Baustellenkontrollen sicherzustellen. 

Erhebliche baubedingte Lärmimmissionen bei der Durchführung des Bauvorhabens 

sind nicht zu erwarten. 

Betroffenheiten durch Lärmimmissionen können durch die notwendigen Tiefbauar­

beiten für die Errichtung der Signalstandorte und den abschnittsweisen Neubau von 

Kabelkanälen entstehen. Bei der Errichtung neuer Signalstandorte können sich 

Lärmwirkungen durch typische Erschütterungen ergeben. 

Hinsichtlich der Durchführung der erforderlichen Bauarbeiten wird auf die Pflicht zur 

Einhaltung der Immissionsrichtwerte der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 

Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen – vom 19.08.1970 (BAnz. Nr. 160 

vom 01.09.1970) hingewiesen. 

Bei der Baudurchführung dürfen Geräte und Maschinen nur entsprechend den Vor­

schriften des § 7 der Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung – 32. Bun­

desimmissionsschutzverordnung (BImSchV) verwendet werden. 

Zu dem zu erwartenden Baulärm hat der Vorhabenträger im Erläuterungsbericht der 

Planunterlagen Aussagen zum Baulärm getroffen. 

Zur Begrenzung der Geräuschbelastungen während der Bauzeit wird der Vorhaben-

träger den Baulärm auf ein erforderliches Mindestmaß beschränken. 

Alle technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Minderung der Lärmaus­

wirkungen auf die Nachbarschaft sollen während der Bauzeit getroffen werden. Der 

zu beauftragende Baubetrieb soll bei Bauausführung sowohl die AVV Baulärm als 

auch die 32. BImSchV beachten und einhalten. 

Es sollen grundsätzlich nur geräuscharme Baumaschinen und Bauverfahren zum 

Einsatz kommen. Die Anwohner sollen im Vorgriff auf die Arbeiten und die Lärment­

wicklung informiert werden. 

In den Nebenbestimmungen dieser planungsrechtlichen Entscheidung sind dem 

Vorhabenträger Maßnahmen auferlegt, die zur Minderung des zu erwartenden Bau­

lärms beitragen. Insbesondere sind die Arbeiten rechtzeitig vor Baubeginn ortsüblich 

bekannt zu geben. 
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Hinsichtlich Kulturgüter und sonstige Sachgüter sind ggf. Belange des Denkmal­

schutzes aufgrund der sich im Umfeld des Bauvorhabens befindenden Bodendenk­

mäler betroffen. 

Durch den Vorhabenträger wurden hierzu die Unteren Denkmalschutzbehörden der 

Landkreise Weilheim-Schongau und Starnberg informiert. 

Weiterhin hat der Vorhabenträger im Vorfeld der Plangenehmigung eine Stellung­

nahme des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege vom 08.04.2015 einge­

holt, in der Auflagenvorschläge und Hinweise erteilt wurden, die vom Vorhabenträ­

ger zu beachten sind. 

Zudem hat die untere Denkmalschutzbehörde beim Landratsamt Weilheim-

Schongau mit Bescheid vom 13.04.2015 für die Baumaßnahme eine denkmalrecht­

liche Erlaubnis erteilt, die Bestandteil dieser Plangenehmigung ist und deren Aufla­

gen und Hinweise zu beachten und einzuhalten sind. 

Die für die Baustelleneinrichtungsflächen in Anspruch zu nehmenden Flächen wer­

den zum Teil bereits als Lagerflächen genutzt und sind mit Schotter befestigt. 

Nach Ende der Baumaßnahme werden diese Flächen wieder in deren ursprüngli­

chen Zustand versetzt. Nachhaltige negative Beeinträchtigungen sind nicht zu er­

warten. 

Zu den wasserwirtschaftlichen Verhältnissen ist festzustellen, dass sich durch die 

Baumaßnahme keine wesentlichen Veränderungen im Wasserhaushalt ergeben, da 

anfallendes Niederschlagswasser der Verkehrsflächen am Standort des ESTW-

Modulgebäudes direkt vor Ort versickern kann. Das anfallende Regenwasser des 

ESTW-Gebäudes wird über geplante Versickerungsmulden entwässert, wobei diese 

den Anforderungen für erlaubnisfreien Versickerung von gesammeltem Nieder­

schlagswasser nach der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) 

und den technischen Regeln zum schadlosen Einleiten in das Grundwasser 

TRENGW entsprechen. 

Inwieweit Bauwasserhaltung notwendig ist, kann derzeit vor Beginn der Arbeiten 

nicht vorher gesagt werden. Bei Aufschluss von Grundwasser ist die Untere Was­

serrechtsbehörde zu verständigen. 

Im verfügenden Teil der Plangenehmigung ist dem Vorhabenträger vorsorglich eine 

wasserrechtliche Erlaubnis für mögliche Wasserhaltung erteilt. 

Das vorhandene Überschwemmungsgebiet der Ammer wird durch den neu zu er­

richtenden Kabeltrog durchquert. Eine Beeinträchtigung kann gemäß Planunterla­

gen ausgeschlossen werden. 
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Für das im Streckenabschnitt Tutzing – Weilheim ausgewiesene Wasserschutzge­

biet zur Trinkwasserversorgung der Gemeinde Wielenbach sind die Vorgaben der 

Schutzgebietsverordnung vom 15.07.2007 zu beachten, dies wird durch den Vorha­

benträger zusagt, ggf. ist eine Befreiung von den Vorgaben der Schutzgebietsver­

ordnung vom Vorhabenträger zu beantragen. 

Das Schutzgut Boden wird durch die Baumaßnahme nicht nachhaltig beeinträchtigt. 

Die Entsorgung von Altschotter ist im Bauvorhaben ESTW Weilheim nicht vorgese­

hen. Anfallender Bodenaushub sowie entstandener Bauschutt wird gemäß den ab­

fallrechtlichen Bestimmungen entsorgt. Für den Wiedereinbau werden die einschlä­

gigen Regelwerke, insbesondere LAGA M 20 und die Bodenschutzgesetze beach­

tet. 

Altlastverdachtsflächen sind im Bereich der Baumaßnahme nicht bekannt. 

Mögliche Auffälligkeiten des Bodens bei Aushub- und Abrissarbeiten werden unver­

züglich dem Landratsamt gemeldet. 

Die im Rahmen der Baumaßnahme genutzten Flächen sind nach Ende der Bau­

maßnahmen wieder in deren Ursprungszustand zu versetzen. 

Hinsichtlich des Schutzguts Boden ist zur Erkundung und Bewertung des Bau­

grunds sowie der Bodenbeschaffenheit und Entsorgung des Aushubmaterials in An­

lage 8 der Planunterlagen ein geotechnischer Bericht mit Darlegung der hydrogeo­

logischen Verhältnisse beigefügt. 

Gemäß der abfalltechnischen Bewertung und Einstufung nach LAGA (Bund/Länder-

Arbeitsgemeinschaft Abfall) ist der Boden dem Zuordnungswert Z0 zuzuordnen. 

Die Umwelterklärung des Vorhabenträgers verneint den Anfall bau-oder betriebsbe­

dingter Abfälle bei Durchführung der Baumaßnahme. 

Auswirkungen auf die Bodenfunktionen durch z.B. Verschmutzung lassen sich durch 

Vermeidungsmaßnahmen wie Baustellenverkehr und Lagerung von Baustoffen nur 

in dargestellten Baustelleneinrichtungsflächen sowie ordnungsgemäßen Umgang 

mit umweltgefährdenden Stoffen, insbesondere bei der Betankung von Baufahrzeu­

gen, vermeiden. 

Die landschaftsschonende Durchführung der Maßnahme ist dem Vorhabenträger 

auferlegt. 

Für den anlagebedingten Flächenverbrauch, insbesondere durch die Errichtung des 

Modulgebäudes sind gemäß Landschaftspflegerischem Begleitplan (LBP) Aus­

gleichsmaßnahmen vorgesehen. Auf den LBP wird hierzu verwiesen. 

Seite 22 von 38 



                  
            

   

 
    

 

        

            

   

 

           

 

         

    

         

        

         

 

         

     

          

       

            

       

      

     

           

              

       

  

         

        

       

          

       

           

            

       

 

 

 

 

- Plangenehmigung gemäß § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben "Neubau eines elektronischen
 
Stellwerks im Bf Weilheim, Bahnstrecken 5504, 5450 und 5370“, Gz.: 65140-611ppe/039-2015#010,
 

vom 23.03.2016 ­

Bei plangemäßer Ausführung der Rückbaumaßnahmen und Beachtung der Aufla­

gen dieser Plangenehmigung sind die Belange der o.a. Schutzgüter der Umwelt in 

ausreichendem Maße berücksichtigt. 

B.3.2 Eingriffe in Natur und Landschaft gem. § 13 ff BNatSchG 

Erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sind vom Verursacher vor­

rangig zu vermeiden. 

Gemäß Umwelterklärung des Vorhabenträgers befinden sich im Planungsgebiet 

keine Naturschutzgebiete, Naturparks oder Nationalparks. Im Wirkraum des Vorha­

bens befinden sich gemäß Umwelterklärung auch keine FFH-Gebiete oder Vogel­

schutzgebiete. 

Die sich im Wirkraum des Vorhabens befindlichen Schutzgebiete (Landschafts­

schutzgebiet, Wasserschutzgebiet) oder Schutzausweisungen (Bodendenkmäler) 

werden nicht betroffen. Geschützte Landschaftsbestandteile oder Biotope nach § 30 

BNatSchG können auch nicht unmittelbar beeinträchtigt werden. 

Zu den Eingriffen in Natur und Landschaft hat der Vorhabenträger den Planunterla­

gen einen Landschaftspflegerischen Begleitplan (Anlage 9) beigefügt. 

Unter Berücksichtigung der Vermeidungs-, Rekultivierungs- und Wiederherstel­

lungsmaßnahmen sowie Ausgleichsmaßnahmen verbleibender dauerhaften Beein­

trächtigungen der Landschaft und des Naturhaushaltes, sind keine Eingriffe in Natur 

und Landschaft gem. § 14 Abs. 1 BNatSchG zu erwarten, die die Leistungs- und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beein­

trächtigen können. 

Die Auswirkungen des Vorhabens durch Vegetationsrückschnitte im Bereich der 

BE-Flächen, temporäre Teilversiegelungen und Bodenverdichtungen im Bereich der 

Baustraßen und Baustelleneinrichtungs(BE)-Flächen sowie Lärm, Staub, Abgase 

und Erschütterungen während der Bauphase sind durch entsprechende im LBP 

aufgeführte Minimierungs-, Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen zu vermeiden 

bzw. verringern, so dass keine erheblichen Eingriffe in Natur und Landschaft entste­

hen. Als Schutz von Bäumen und Sträuchern im Baustellenbereich sind die DIN 

18920, 18916 und 18915 zu beachten. 
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Artenschutz: 

Zur Überprüfung der projektbezogenen Betroffenheit von streng geschützter und 

besonders streng geschützter Tierarten gemäß des Anhang IV der FFH-Richtlinie 

und der europäischen Vogelarten hat der Vorhabenträger den Planunterlagen auch 

eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung beigefügt. Die Beeinträchtigungen wer­

den i.S. der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG beurteilt. 

Hinsichtlich der Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie werden die Verbotstatbe­

stände des § 44 BNatSchG bei Berücksichtigung der in Punkt 5 der saP dargestell­

ten „Vorkehrungen zur Vermeidung der Verbotsverletzungen“ nicht erfüllt. 

Diese Vermeidungsmaßnahmen beinhalten die Abstimmung der Baufeldräumung 

auf die Brutaktivitäten der Vögel (V1) und den Schutz von Ausweichhabitaten der 

Zauneidechse (V2). 

Bei Beachtung der Hauptbrutzeit der im Eingriffsbereich brütenden Vögel bei der im 

Zuge der Baufeldräumung erforderlichen Fäll- und Rodungsarbeiten sowie sonsti­

gen Vegetationsrückschnitte zwischen Anfang Oktober und Ende Februar (vgl. § 39 

Abs. 5 BNatSchG), wird die Gefahr einer Verletzung/Tötung von Vögeln bzw. Be­

schädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsstadien weitgehend ausgeschlossen. 

Hinsichtlich der Zauneidechsen im Bereich der Baustelleneinrichtungsflächen wer­

den vor Befahren mit Baumaschinen, Bauzäune aufgestellt und während der ge­

samten Bauzeit unterhalten. 

Ergänzend soll ein reptiliensicherer Schutzzaun errichtet werden um ein Auswei­

chen oder Einwandern auf die BE-Fläche zu vermeiden. Um zu gewährleisten, dass 

die Tiere den Eingriffsbereich wieder verlassen können, wird an einigen Stellen ent­

lang des Schutzzaunes auf der Eingriffsseite kiesiges Substrat angeschüttet. 

Diese Maßnahmen sind durch eine Umweltbaubegleitung fortlaufend zu kontrollie­

ren. Durch die Maßnahmen werden die Ausweichlebensräume während der Bauzeit 

gesichert. 

Der Erhaltungszustand der lokalen Zauneidechsenpopulation ist unter Anbetracht 

der Vermeidungsmaßnahmen nicht gefährdet. Eine Verschlechterung des Erhal-
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tungszustandes der Population auf Landesebene oder auf Ebene der biogeographi­

schen Region ist ausgeschlossen. 

Da nicht gewährleistet werden kann, dass alle Tiere während der Baumaßnahme 

flüchten, kann es dennoch zur Verletzung bzw. Tötung von Tieren gem. § 44 Abs. 1 

Nr. 1 BNatSchG kommen. 

Vom Vorhabenträger wurde daher aufgrund des verbleibenden Restrisikos eine 

Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 S. 1 BNatSchG für das Vorhaben beantragt. 

Durch das EBA wird eine Ausnahmegenehmigung gem. § 45 Abs.7 BNatSchG vom 

Tötungsverbot des § 44 Abs. 1 Nr.1 BNatSchG ausgesprochen, die im Rahmen der 

planungsrechtlichen Zulassungsentscheidung erteilt wird. 

Trotz möglicher Anwesenheit von Zauneidechsen im Bereich der Baustelleneinrich­

tungsflächen wird abweichend von § 44 Abs. 1 Nrn. 1-3 BNatSchG gestattet die dort 

erforderlichen Baumaßnahmen durchzuführen. Dabei nicht vermeidbare Tötung von 

Zauneidechsen sind ausnahmsweise zugelassen. 

Bei plangemäßer Durchführung des Vorhabens unter Einhaltung aller Schutz- und 

Vermeidungsmaßnahmen werden keine Individuen getötet oder nachhaltig geschä­

digt oder gestört. 

B 3.3. FFH-Verträglichkeitsprüfung gem. § 34 BNatSchG 

Gemäß § 34 BNatSchG sind Projekte vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf 

ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Gebietes von gemeinschaftlicher 

Bedeutung oder eines Europäischen Vogelschutzgebietes zu überprüfen. 

Soweit Beeinträchtigungen im Sinne des Art. 6, Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG 

bzw. nach § 34 BNatSchG nicht ausgeschlossen werden können, ist zunächst zu 

prüfen, ob die Tatbestände erfüllt sind, die eine FFH-Verträglichkeitsprüfung erfor­

derlich machen. Dies erfolgt in Form einer FFH-Vorprüfung. 

Aus der beigefügten Umwelterklärung wie auch dem Landschaftspflegerischen Be­

gleitplan ist nicht ersichtlich, dass im Wirkraum des Vorhabens ein FFH-Gebiet oder 

Vogelschutzgebiet beeinträchtigt wird. 

Aufgrund der Angrenzung des im Baubereich befindlichen Streckenabschnittes der 

Bahnstrecke 5450 an das FFH-Gebiet (Ammer vom Alpenrand bis zum Natur­

schutzgebiet „Vogelfreistätte Ammersee-Südufer), hat der Vorhabenträger den 
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Planunterlagen eine Dokumentation der FFH-Verträglichkeitsabschätzung (FFH-VA)
 

beigefügt.
 

Weiterhin wurde neben diesem FHH-Gebiet auch eine Dokumentation der FFH-


Verträglichkeitsabschätzung (FFH-VA) zu dem Natura 2000-Gebiet „Eberfinger
 

Drumlinfeld mit Magnetsrieder Hardt und Bernrieder Filz beigefügt.
 

Als Ergebnis der Verträglichkeitsabschätzungen dieser FFH-Gebiete ist festzuhal­

ten, dass erheblichen Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele auszuschließen sind.
 

Das Vorhaben ist mit dem Schutzzweck bzw. den Erhaltungszielen verträglich.
 

Die Klärung der Erheblichkeit von Beeinträchtigungen sowie die genaue Ermittlung
 

von Art und Umfang von erheblichen Beeinträchtigungen ist ausschließlich Gegen­

stand der FFH-VP.
 

Eine FFH-Verträglichkeitsprüfung war daher nicht durchzuführen.
 

B.4 Materiell-rechtliche Würdigung des Vorhabens 

B.4.1 Planrechtfertigung 

Das im Bf Weilheim befindliche Spurplan-Drucktasten-Stellwerk (SpDr L60), das aus 

dem Baujahr 1981 stammt, ist technisch abgängig und bedarf einschließlich der 

ferngestellten Bahnhöfe Wilzhofen und Polling der signaltechnischen Erneuerung 

der Außen- und Innenanlagen. Da einzelne Baugruppen der vorhandenen Stell­

werkstechnik nicht mehr zur Verfügung stehen, wird als Ersatz ein Elektronisches 

Stellwerk (ESTW) gebaut. 

Da das bestehende Stellwerk technisch überholt ist und das neue zentrale ESTW-Z 

auf der Strecke 5504 (München Hbf-Mittenwald) vom Bf Weilheim aus im Endaus­

bau den gesamten Streckenbetrieb von Wilzhofen bis Mittenwald(DB-Grenze) sowie 

die Strecke 5451 von Murnau bis Oberammergau steuern soll, sind die baulichen 

Maßnahmen notwendig und somit im Sinne des Fachplanungsrechtes „vernünf­

tigerweise geboten“. 

Seite 26 von 38 



                  
            

   

 
    

 

       

 

           

        

        

 

   

 

            

         

         

         

           

     

 

    

 

         

           

           

          

   

           

           

        

     

          

          

   

 

         

      

          

           

          

    

- Plangenehmigung gemäß § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben "Neubau eines elektronischen
 
Stellwerks im Bf Weilheim, Bahnstrecken 5504, 5450 und 5370“, Gz.: 65140-611ppe/039-2015#010,
 

vom 23.03.2016 ­

B.4.2 Abwägung der öffentlichen und privaten Belange 

Im Interesse eines möglichst ausgewogenen Planes müssen die öffentlichen und 

privaten Belange gegeneinander und untereinander abgewogen werden. Daneben 

sind auch die Belange der Umwelt zu beachten. 

B.4.2.1 Öffentliche Belange: 

Die hier berührten Belange sind unter Berücksichtigung der von den Trägern öffent­

licher Belange und Leitungsträgern abgegebenen Stellungnahmen mit deren Hin­

weisen, Anregungen, Bedenken bzw. vorgeschlagener Auflagen wie auch durch 

Abwägung der der Planung entgegenstehenden Belange mit dem öffentlichen Inte­

resse an der Realisierung des Vorhabens entsprechend gewürdigt und in das Er­

gebnis der planungsrechtlichen Entscheidung einbezogen. 

1. Allgemeine Belange 

Der Vorhabenträger steht in der Erarbeitung seines Planes weitgehend Gestaltungs­

freiheit zu, deren Schranken sich jedoch u.a. aus den Rechtsnormen zwingenden 

Rechts wie auch aus den anerkannten Regeln der Technik ergeben. 

Der Vorhabenträger ist daher auch verantwortlich für die Einhaltung dieser Vor­

schriften und Normen. 

Der Vorhabenträger hat dafür Sorge zu tragen, dass die gesetzlichen Regelungen, 

Regeln der Technik und DIN-Vorschriften, insbesondere auch die für die bauliche 

Maßnahme einschlägigen Verwaltungsvorschriften beachtet werden und durch die 

ausführenden Baufirmen auch eingehalten werden. 

Insbesondere hat er auch die Auswirkungen des Vorhabens gegenüber der Nach­

barschaft zu berücksichtigen und diese unmittelbar vor Beginn ihrer Baumaßnahme 

zu unterrichten. 

Gemäß den Planunterlagen soll die Zufahrt zu den Baustelleneinrichtungsflächen 

über das öffentliche Straßennetz erfolgen. 

Hinsichtlich der Nutzung öffentlicher Straßen und Wege, insbesondere für den Bau­

stellenverkehr, soweit dieser nicht über die Schiene abgewickelt werden kann, hat 

der Vorhabenträger frühzeitig vor Baubeginn mit den örtlich und sachlich zuständi­

gen Straßenverkehrsbehörden Kontakt aufzunehmen. 
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Ebenso ist er verpflichtet die sich aus ihrem Handeln ergebenden negativen Auswir­

kungen auf die öffentlichen Belange der Verkehrssicherheit im Straßenverkehr zu 

beseitigen und aufgrund der Baumaßnahme verschmutzte Straßen und Wege ord­

nungsgemäß wieder zu reinigen und den ursprünglichen Zustand wieder herzustel­

len. 

2. Belange des Bodenschutzes, der Abfallwirtschaft und der Wasserwirtschaft 

Die entsorgungspflichtigen Abfälle sind ordnungsgemäß zu trennen und einer ab­

fallwirtschaftlichen Verwertung zuzuführen. Das Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) 

sowie andere abfallrechtlichen Bestimmungen sind einzuhalten. 

Bei den Abfällen handelt es sich um keine gefährlichen Abfälle. Gemäß den Planun­

terlagen sind auf den Streckenabschnitten der geplanten Maßnahme keine Altlasten 

bzw. Altlastverdachtsfälle vorhanden. 

Der Vorhabenträger hat den Planunterlagen in Anlage 8 Baugrundgutachten (Geo­

technischen Bericht) beigefügt. Hinsichtlich der abfallrechtlichen Betrachtung wird 

auf Punkt 4.1 „Untersuchungsergebnisse zum Boden“ verwiesen, wonach die Ein­

stufung nach LAGA Z0 erfolgt. 

Das im Zuge der Baumaßnahme auszuhebende Bodenmaterial ist für die Hinterfül­

lung des ESTW Moduls geeignet und kann gemäß der abfalltechnischen Untersu­

chung wiederverwertet werden. 

Zu dem Thema Abfallentsorgung sind dem Vorhabenträger im verfügenden Teil Ne­

benbestimmungen auferlegt, die einzuhalten sind. 

Zu den Belangen der Altlasten und des Bodenschutzes hat sich das Wasserwirt­

schaftsamt (WWA) Weilheim geäußert. 

Zum Altlastenproblem hat das WWA Weilheim in deren Stellungnahme vom 

03.02.2016 mitgeteilt, dass im Kataster gem. Art. 3 BayBodSchG keine Grund­

stücksflächen aufgeführt sind, für die ein Verdacht auf Altlasten oder schädliche Bo­

denveränderungen besteht. Allerdings stünden im Bf Weilheim verschiedene Flä­

chen unter Altlastverdacht. Im Bereich des Modulstandortes wurden allerdings keine 

Bodenbelastungen im Untergrund festgestellt. 

Der Vorhabenträger teilt mit, im Falle von Auffälligkeiten des Bodens unverzüglich 

das Landratsamt zu benachrichtigen. Für den Wiedereinbau von Material werden 

die einschlägigen Regelwerke, insbesondere die LAGA M 20 und das Bodenschutz­

gesetz beachtet. 
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Hinsichtlich des Schutzgutes Boden ist geringe Versiegelung von Bodenfläche für 

das Modulgebäude und die 3 Kfz.-Stellplätze (ca. 200m²) erforderlich. Diese Fläche 

ist bereits im Bestand mit Asphalt bzw. Schotter befestigt. Die Flächeninanspruch­

nahme für die Herstellung des Kabeltrogs beträgt ca. 0,43 ha. 

Ausgleichsmaßnahmen für das Vorhaben befinden sich in Wielenbach auf den Flur­

stücken 2227/6 und 2227/4 der Gemarkung Wielenbach in einem Umfang von ca. 

4.250m² und in Schongau auf den Flurstücken 710/9 und 710 der Gemarkung 

Schongau in einem Umfang von ca. 1600m² (auf Punkt 4.6 des LBP wird verwie­

sen). 

Die bauzeitlich in Anspruch genommenen Flächen werden nach Bauende wieder in 

deren ursprünglichen Zustand versetzt. 

Die bauliche Maßnahme greift in wasserwirtschaftliche Sachverhalte ein. So können 

durch Anschneiden von Grundwasser wasserrechtliche Belange berührt werden. 

Dem Vorhabenträger wird mit dieser Plangenehmigung vorsorglich eine wasser­

rechtliche Erlaubnis für eine ggf. erforderliche Bauwasserhaltung erteilt. 

Das Oberflächenwasser der Dach- und Verkehrsflächen wird des Modulgebäudes 

wird über Versickeranlagen entwässert. Hierüber besteht in Abstimmung mit dem 

WWA Weilheim Einverständnis. Die Anforderungen an das erlaubnisfreie versickern 

des anfallenden Niederschlagswassers gemäß NWFreiV und dazugehörigen techni­

schen Regeln zum schadlosen Einleiten in das Grundwasser (TRENGW), sind er­

füllt. 

Gemäß Stellungnahme des WWA Weilheim vom 03.02.2016 und E-Mail vom 

07.03.2016 bestehen gegen die Entwässerung bei Beachtung der Auflagenvor­

schläge keine Bedenken. 

Die Vorgaben der Schutzgebietsverordnung eines im Bereich der Baumaßnahme 

ausgewiesenen Trinkwasserschutzgebiets der Gemeinde Wielenbach ist vom Vor­

habenträger zu beachten. 

Gemäß Zusage des Vorhabenträgers werden im Bereich des vorhandenen Über­

schwemmungsgebietes der Ammer oder im Bereich oberirdischer Gewässer keine 

Maschinen, Gerätschaften oder Aushub gelagert. 

Bei plangemäßer Durchführung der Baumaßnahme unter Beachtung der im verfü­

genden Teil auferlegten Nebenbestimmungen zum Abfallrecht und Bodenschutz 

sowie bei plangemäßer Durchführung der wasserwirtschaftliche Erfordernisse mit 
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Einhaltung der wasserwirtschaftlichen Hinweise, sind die Belange des Bodenschut­

zes, der Abfallwirtschaft und der Wasserwirtschaft ausreichend berücksichtigt. 

3. Belange des Landschafts- und Naturschutzes 

Zur Bewertung der Eingriffe in Natur und Landschaft wurde vom Vorhabenträger ein 

landschaftspflegerischer Begleitplan erarbeitet und den Planunterlagen beigefügt 

(vgl. Anlage 9 der Planunterlagen). 

Mit den Ausführungen des Landschaftspflegerischen Begleitplans besteht Einver­

ständnis. Den notwendigen Maßnahmen zur Eingriffsvermeidung und –minimierung 

ist ausreichend Rechnung getragen. Die unvermeidbaren Beeinträchtigungen auf­

grund der Eingriffe in Natur und Landschaft können nachvollziehbar ausgeglichen 

werden. 

Aus naturschutzfachlicher Sicht werden keine Einwände und Bedenken oder Hin­

weise vorgebracht. 

Artenschutz 

Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen keine Bedenken bezüglich möglicher be­

troffener Arten. 

Unter Berücksichtigung einer an die Nist-, Brut und Aufzuchtzeit europäischer Vo­

gelarten angepassten Baufeldfreimachung können Beeinträchtigungen gemäß § 44 

Abs. 1 BNatSchG von europäischen Vogelarten ausgeschlossen werden. 

Im Zusammenhang mit der Baumaßnahme (ESTW-Modulgebäude und Stellplätze, 

Baustelleneinrichtungsflächen, Kabelkanal und Signalstandorte) kann es zu Verlet­

zungen bzw. Tötung von Zauneidechsen sowie Beschädigung von Fortpflanzungs­

stadien gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kommen. 

Die Tiere können während des temporären Eingriffs in die benachbarten Strukturen 

(Böschungen und ruderalen Nebenflächen) flüchten. Da nicht gewährleistet ist, dass 

alle Tiere während der Baumaßnahme flüchten, kann es dennoch zur Verletzung 

bzw. Tötung von Tieren gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kommen. 

Vom Vorhabenträger wird daher eine Ausnahme gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG be­

antragt. 
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Durch das EBA wird eine Ausnahmegenehmigung gem. § 45 Abs.7 BNatSchG vom 

Tötungsverbot des § 44 Abs. 1 Nr.1 BNatSchG ausgesprochen, die im Rahmen der 

planungsrechtlichen Zulassungsentscheidung erteilt wird. 

Bei landschaftsschonender Durchführung der Maßnahme sowie Beachtung und 

Umsetzung der in den Planunterlagen aufgeführten Maßnahmen und Einhaltung der 

in den Nebenbestimmungen aufgeführten Auflagen und Hinweisen, wird den Belan­

gen des Natur- und Landschaftsschutzes in ausreichendem Maße Rechnung getra­

gen. 

4. Belange des Immissionsschutzes 

Immissionen aus Schienenlärm:
 

Die geplanten Baumaßnahmen stellen keine erheblichen baulichen Eingriffe in den
 

Schienenweg dar. Eine wesentliche Änderung i.S.d. 16. Bundesimmissionsschutz­

verordnung (BImSchV) liegt nicht vor.
 

Aufgrund der Bauvorhaben werden daher keine Lärmschutzmaßnahmen erforder­

lich.
 

Immissionen aus Baulärm:
 

Während der Bauzeit ist mit Auswirkungen durch Baulärm und Erschütterungen so­

wie Staubimmissionen in der Luft zu rechnen. Die Staubimmissionen sind jedoch
 

unerheblich und vorübergehender Natur.
 

Hinsichtlich des Baulärms sind bei der Baudurchführung die entsprechenden Lärm­

schutzvorschriften, insbesondere die AVV Baulärm vom 19.08.1970, zu beachten.
 

Die Lärmschutzvorschriften beim Einsatz der Baumaschinen und Geräte, die 32.
 

BImSchV, insbesondere § 7 Abs. 1 Nr. 1 sind zu beachten und einzuhalten.
 

Für die Bewertung der baubedingten Immissionen wurden im Erläuterungsbericht
 

der Planunterlagen Aussagen zum Baulärm getroffen.
 

Gemäß Aussagen im Erläuterungsbericht der Planunterlagen sind temporäre Aus­

wirkungen durch einzusetzende Baumaschinen und –geräte während des Umbau­

zeitraumes zu erwarten.
 

Zum erwarteten Baulärm wird durch den Vorhabenträger im Erläuterungsbericht der
 

Planunterlagen mitgeteilt, dass die AVV Baulärm eingehalten wird.
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Gemäß den Aussagen im LBP ist nicht mit erheblichen Lärmimmissionen und Er­

schütterungen während der Bauphase zu rechnen. Aus Sicht des Vorhabenträgers 

wird eine Erhöhung der betriebsbedingten Schall- und Erschütterungsimmissionen 

infolge der baulichen Änderungen ebenfalls nicht stattfinden. 

Dem Vorhabenträger sind aufgrund der zum Teil möglichen lärmintensiven Arbeiten 

im verfügenden Teil der Plangenehmigung zum Thema Baulärm Auflagen erteilt, die 

zu beachten und umzusetzen sind. 

5. Belange des Denkmalschutzes: 

Im Falle von archäologischen Befunden/Funde während der Baumaßnahmen, ist 

dies dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege bzw. der Unteren Denkmal­

schutzbehörde unverzüglich zu melden (Art. 8 Abs. 1 BayDSchG). 

Hinsichtlich der im Baubereich befindlichen Bodendenkmäler hat die Untere Denk­

malschutzbehörde dem Vorhabenträger eine denkmalrechtliche Erlaubnis zur 

Durchführung der Erdarbeiten im Zuge der Errichtung der Kabeltrogtrassen erteilt. 

Diese ist Bestandteil der Plangenehmigung und mit den hierzu ergangenen Aufla­

gen und Hinweisen durch den Vorhabenträger zu beachten. 

B.4.2.2 Private Belange und Spartenträger: 

Private Belange: 

Durch die bauliche Maßnahme werden private Belange weder durch Inanspruch­

nahme von Grundflächen (weder vorübergehend noch dauerhaft) noch durch Inan­

spruchnahme von anderen Rechten berührt. Einwendungen Privater wurden nicht 

vorgebracht. 

Belange der Leitungsträger: 

Gemäß Nebenbestimmungen in diesem Bescheid ist dem Vorhabenträger auferlegt, 

die sich im Baubereich befindlichen Kabel und Leitungen der Spartenträger zu be­

rücksichtigen und ggf. zu sichern bzw. um zu verlegen. 
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Dem Erläuterungsbericht der Planunterlagen ist zu entnehmen, dass im Zuge der 

technischen Bearbeitung ortsansässige Leitungsträger, die im Erläuterungsbericht in 

Punkt 6.2 aufgeführt sind, angefragt wurden und um Mitteilung zu ihren Kabel- und 

Leitungsbeständen gebeten wurden. Die Kabel und Leitungen der betroffenen Lei­

tungsträger sind in Anlage 5.1 planmäßig erfasst. 

B.4.2.3 Belange der Umwelt: 

Beeinträchtigungen der Belange der Umwelt sind bei Beachtung der plan- und be­

schreibungsgemäßen Ausführung nicht zu erwarten. Eine formalisierte Umweltver­

träglichkeitsprüfung i.S.d. Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes (UVPG) war für 

das Vorhaben nicht durchzuführen. 

Zu den Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter nach § 2 UVPG wurde 

vom Vorhabenträger eine Umwelterklärung abgegeben. 

Gemäß den vorgelegten Planunterlagen wurde im Rahmen der Einzelfallprüfung 

nach § 3c UVPG festgestellt, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vor­

haben nicht erforderlich ist. Eine nachhaltige Beeinträchtigung der in § 2 UVPG ge­

nannten Schutzgüter sind durch die Baumaßnahmen nicht zu erwarten. 

Eingriffe in Natur und Landschaft, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Na­

turhaushaltes oder des Landschaftsbildes erheblich beeinträchtigen können, sind 

bei plangemäßer Durchführung der Baumaßnahme und Beachtung der in den Ne­

benbestimmungen dieses Bescheides auferlegten Maßnahmen vermeidbar bzw. 

ausgleichbar. 

Beeinträchtigungen im Sinne des Art. 6, Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG bzw. nach 

§ 34 BNatSchG erfolgen nicht. Eine FFH-Vorprüfung wurde den Planunterlagen in 

Anlage 9 (Umweltplanung) und dort unter Punkt 9.4.2, beigefügt. Diese kam zu dem 

Ergebnis, dass keine erheblichen Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele vorliegen. 

Das Vorhaben ist mit dem Schutzzweck der FFH-Gebiete verträglich. Eine FFH-

Verträglichkeitsprüfung wurde für die Baumaßnahme nicht erforderlich. 
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B.4.3 EG-Prüfverfahren 

Bei der von der baulichen Maßnahme betroffenen Strecken 5504/5450 und 5370
 

handelt es sich um keine TEN-Strecke.
 

Eine Inbetriebnahmegenehmigung gem. §§ 6, 9 TEIV ist für das Vorhaben nicht er­

forderlich. Ein EG-Prüfverfahren ist für die bauliche Maßnahme nicht durchzuführen.
 

B.4.4 Nebenbestimmung zur Bauausführung 

Im verfügenden Teil ist der Vorhabenträgerin aufgegeben, rechtzeitig vor Baubeginn 

die nach der Verwaltungsvorschrift über die Bauaufsicht im Ingenieurbau, Oberbau 

und Hochbau (VV BAU) und der Verwaltungsvorschrift für die Bauaufsicht über Sig­

nal-, Telekommunikations- und elektrotechnische Anlagen (VV BAU-STE), jeweils in 

der aktuellen Fassung, erforderlichen Anzeigen einzureichen und die notwendigen 

Anträge zu stellen. 

Es ist sachgerecht und zulässig (vgl. BVerwG, Urteil vom 05.03.1997, Az. 11 A 

5.96), die fachtechnische Prüfung der Bauausführung zum Gegenstand eines 

gesonderten und in den genannten Verwaltungsvorschriften dargestellten bauauf­

sichtlichen Verfahrens mit den sich daraus ergebenden notwendigen Entscheidun­

gen durch das Eisenbahn-Bundesamt zu machen. Im fachplanungsrechtlichen Ver­

fahren sind die unter B.2.1 genannten Beziehungen zur Umwelt, zu öffentlichen Be­

langen und privaten Rechten zu prüfen. Gegenstand des bauaufsichtlichen Verfah­

rens ist dagegen, dass das Vorhaben in jeder Hinsicht den Regelwerken der Tech­

nik entspricht. 

B.4.5 Vollzugskontrolle, Anzeige des Baubeginns und der Fertigstellung 

Wenn der Vorhabenträger mit der Realisierung eines planfestgestellten Vorhabens 

beginnt, ist er an die Festsetzungen der Plangenehmigung gebunden. Sie darf hier­

von nicht abweichen und ist nicht berechtigt, nur Teile des festgestellten Vorhabens 

zu realisieren, es sei denn, dass der Plan nach § 76 VwVfG entsprechend geändert 

wurde. 

Die Planfeststellungsbehörde hat die Umsetzung der Plangenehmigung in deren 

Gesamtheit zu kontrollieren. Diese Vollzugskontrolle umfasst alle durch die Plange­

nehmigung festgelegten Anlagen und Maßnahmen (Betriebsanlagen, notwendige 
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Folgemaßnahmen, Schutzvorkehrungen, Schutzauflagen, Ausgleichs- und Ersatz­

maßnahmen). 

Zur Eröffnung der behördlichen Vollzugskontrolle des planfestgestellten Vorhabens 

hat der Vorhabenträger neben dem Baubeginn schließlich auch die Fertigstellung 

des genehmigten Bauvorhabens dem Eisenbahn-Bundesamt schriftlich anzuzeigen. 

Die frühzeitig vorzulegende Baubeginnsanzeige dient in diesem Zusammenhang 

insbesondere der Möglichkeit zur Aufsicht über die Erledigung von Nebenbestim­

mungen, die bereits vor Baubeginn zu erfüllen sind. Mit der Fertigstellungsanzeige 

ist von dem Vorhabenträger zu erklären, dass sie die mit der Plangenehmigung ge­

nehmigten Bauwerke ordnungsgemäß errichtet und alle auferlegten Nebenbestim­

mungen erfüllt hat oder ggf. wann eventuell noch verbleibende Nebenbestimmun­

gen voraussichtlich erfüllt werden nebst Begründung für deren noch nicht erfolgte 

Umsetzung. 

Diesbezügliche Hinweise sind im Verfügenden Teil A dieser Plangenehmigung unter 

Ziffer A.4.1 aufgenommen. 

B.5 Gesamtabwägung 

Am gegenständlichen Vorhaben besteht ein öffentliches Interesse. Die Plangeneh­

migungsbehörde hat die unterschiedlichen öffentlichen und privaten Belange ermit­

telt, alle Belange in die Abwägung eingestellt und diese gegeneinander und unterei­

nander abgewogen. 

Gegen das beantragte Vorhaben wurde von den beteiligten Behörden keine grund­

sätzlichen Bedenken vorgetragen bzw. konnten diese ausgeräumt werden oder sind 

diese in den Nebenbestimmungen, die dem Vorhabenträger zum Wohle der Allge­

meinheit auferlegt wurden, berücksichtigt. 

Private Einwendungen, die dem genehmigten Vorhaben entgegenstehen könnten, 

wurden nicht vorgebracht. 

Negative Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere auf die in § 2 UVPG genann­

ten Schutzgüter, sind nicht zu erwarten. 

Im Baubereich befindet sich ein Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-

Gebiet), das jedoch nur angrenzt. Gemäß einer FFH-Verträglichkeitsabschätzung ist 
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jedoch das Vorhaben mit dem Schutzzweck bzw. den Erhaltungszielen des Gebie­

tes verträglich. Eine FFH-Verträglichkeitsprüfung war für das Vorhaben nicht durch­

zuführen. 

Erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft i.S.d. Bundesnaturschutz­

gesetzes (BNatSchG) sind durch die bauliche Maßnahme ebenfalls nicht zu erwar­

ten. 

Verbindliche Planleitsätze, die das geplante Vorhaben nicht zulassen würden, sind 

nicht ersichtlich. Die beabsichtigte Planung scheint plausibel und gerechtfertigt. 

Den Maßgaben zur Minimierung der Eingriffe in die Belange anderer sowie der 

größtmöglichen Schonung der Schutzgüter bei der Baumaßnahme wird durch die 

planungsgemäße Durchführung des Vorhabens unter Beachtung der Auflagen und 

Hinweise in der Plangenehmigung Rechnung getragen. 

Die in den Nebenbestimmungen dieser Plangenehmigung dem Vorhabenträger auf­

gegebenen Vorkehrungen stellen dabei sicher, dass einzelne öffentliche und private 

Interessen bei der Realisierung dieses Vorhabens nicht in unzumutbarer Weise zu­

rückstehen müssen. 

B.6 Kostenentscheidung 

Rechtsgrundlage für die Kostenfestsetzung von Amtshandlungen des Eisenbahn-

Bundesamtes ist § 3 Abs. 4 Satz 1 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsver­

waltung des Bundes (BEVVG) i.V.m. § 2 Abs. 1 der Verordnung über die Gebühren 

und Auslagen für Amtshandlungen der Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes 

(BEGebV) mit Anlage zu § 2 Abs. 1, Abschnitt 2, Nr. 2.2. 
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C. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen die vorstehende Plangenehmigung kann innerhalb eines Monats nach Zu­

stellung Klage beim 

Bayer. Verwaltungsgerichtshof 

Ludwigstraße 23 

80539 München 

erhoben werden. 

Die Klage ist bei dem Gericht schriftlich zu erheben. Die Klage muss den Kläger, die 

Beklagte (Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium für 

Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI), dieses vertreten durch den Präsidenten 

des Eisenbahn-Bundesamtes, Außenstelle München, Arnulfstraße 9/11, 80335 

München) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen be­

stimmten Antrag enthalten. 

Der Kläger hat innerhalb einer Frist von sechs Wochen die zur Begründung seiner 

Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben. Erklärungen und Be­

weismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, können durch das 

Gericht zurückgewiesen werden. 

Vor dem Verwaltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskos­

tenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. 

Als Prozessbevollmächtigte sind Rechtsanwälte sowie die sonst nach § 67 Abs. 2 

Satz 1 und Abs. 4 Satz 7 VwGO genannten Personen und Organisationen zugelas­

sen. 

Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von 

ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse kön­

nen sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Be­

schäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Per­

sonen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffent­

lichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. 

Ein als Bevollmächtigter zugelassener Beteiligter kann sich selbst vertreten. 
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- Plangenehmigung gemäß § 18 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben "Neubau eines elektronischen
 
Stellwerks im Bf Weilheim, Bahnstrecken 5504, 5450 und 5370“, Gz.: 65140-611ppe/039-2015#010,
 

vom 23.03.2016 ­

D. Ausfertigungen 

Die DB Netz AG, Anlagenplanung Regionalnetze Süd Nürnberg, erhält 2 Ausferti­

gungen dieses Bescheides sowie 1 Exemplar der genehmigten Planunterlagen. 

Nachfolgend aufgeführter Träger öffentlicher Belange, erhält eine Kopie des Be­

scheides 

o Wasserwirtschaftsamt Weilheim

o Landratsamt Weilheim-Schongau

o Stadt Weilheim

Eisenbahn-Bundesamt
 
Außenstelle München
 
München, den 23.03.2016
 
Az. 65140-611ppe/039-2015#010
 
VMS-Nr.: 3330822
 

Im Auftrag 

(Dienstsiegel) 
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